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1. Instanz

Aktenzeichen S 23 U 497/02
Datum 20.02.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 233/04
Datum 01.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
20.02.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob der KlÃ¤ger aufgrund eines Arbeitsunfalls Anspruch auf GewÃ¤hrung
von Verletztenrente hat.

Der 1965 geborene KlÃ¤ger erlitt am 31.03.2000 einen polizeilich nicht
aufgenommenen Verkehrsunfall, als ihm auf dem Heimweg von der Arbeit ein
Kraftfahrzeug auf seinen in einer Autoschlange stehenden Personenkraftwagen
auffuhr, so dass sich dieser auf das vor ihm stehende Kraftfahrzeug schob. Dabei
verletzte sich der KlÃ¤ger im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule. Der Durchgangsarzt
Prof.Dr.H. stellte eine Distorsion nach Erdmann Grad II fest. Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt
bereits wegen einer Frakturverletzung der HalswirbelsÃ¤ule aufgrund des
Arbeitsunfalls vom 25.06.1991 von der Gartenbau-Berufsgenossenschaft
Verletztenrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 80 v.H.
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Zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts zog die Beklagte Befundberichte des
Krankenhauses M. , in dem der KlÃ¤ger bis 04.05.2000 stationÃ¤r behandelt wurde,
vom 03.04.2000, 12.04.2000, 14.04.2000 und 20.04.2000 bei sowie des
Neurologischen Rehabilitationszentrums G. vom 30.05.2000 und 20.06.2000, in
dem sich der KlÃ¤ger im Anschluss an den Krankenhausaufenthalt bis 15.06.2000
befand. Weiter holte sie das Gutachten des Dr.N. vom 05.12.2000 mit
radiologischem Zusatzgutachten vom 08.12.2000 ein, der auf nervenÃ¤rztlichem
Gebiet Unfallfolgen ausschloss, sowie das Gutachten des Prof.Dr.B. vom
10.02.2001, der auf chirurgischem Fachgebiet unfallbedingt eine sechswÃ¶chige
ArbeitsunfÃ¤higkeit annahm, eine MdE aber nicht feststellen konnte.

Mit Bescheid vom 16.03.2001 lehnte die Beklagte einen Anspruch auf
Rentenleistungen mit der BegrÃ¼ndung ab, der KlÃ¤ger habe eine folgenlos
ausgeheilte Zerrung der vorgeschÃ¤digten HalswirbelsÃ¤ule erlitten. Die noch
bestehenden FunktionseinschrÃ¤nkungen seien ursÃ¤chlich auf den Arbeitsunfall
vom 25.06.1991 zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit habe bis
04.07.2000 bestanden. Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch begehrte der
KlÃ¤ger die Bewilligung zumindest einer StÃ¼tzrente und wies dabei auf ein
blutendes Ulcus ventriculi sowie auf Oberbauchbeschwerden hin, die er auf die
Behandlung mit Cortison im Zusammenhang mit dem Verkehrsunfall
zurÃ¼ckfÃ¼hrte. Hingewiesen wurde auf ein Ã¤rztliches Attest der Dr.M. vom
26.07.2001. Die Beklagte beauftragte Dr.E. , das Gutachten vom 13.03.2002 zu
erstellen, der auch auf internistischem Gebiet keine MdE feststellen konnte. Die
durch die Medikation hervorgerufene Ulcusblutung habe eine ArbeitsunfÃ¤higkeit
von maximal drei Wochen zur Folge gehabt. Die eingetretenen VerÃ¤nderungen
seien nach dem Gastroskopiebefund vom Dezember 2000 ausgeheilt. Die
funktionellen Oberbauchbeschwerden seien mÃ¶glicherweise psychisch bedingt.
Die Abdomensonographie habe sich unauffÃ¤llig dargestellt. Weitere
Untersuchungen wie eine Endoskopie seien wegen der eingehenden
Voruntersuchungen, insbesondere im Krankenhaus M. , entbehrlich gewesen.
Daraufhin stellte die Beklagte mit Bescheid vom 10.04.2002 weiter fest, dass auch
auf internistischem Gebiet keine MdE-relevanten Unfallfolgen vorliegen wÃ¼rden.
Nach Eingang weiterer Befundberichte der Dres. H. und M. vom 03.06.2002 und
18.06.2002 wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 16.07.2002 den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Gegen diese Bescheide hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG)
erhoben. Dieses hat Gutachten eingeholt des OrthopÃ¤den Dr.G. vom 21.11.2002
und auf Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) des OrthopÃ¤den Dr.O.
vom 07.05.2003. Dr.G. hat darauf hingewiesen, bei dem Unfallereignis vom
31.03.2000 habe der KlÃ¤ger ein erneutes Distorsionstrauma nach Erdmann Grad II
mit Zerrungen der Halsweichteile, eine muskulÃ¤re Ã�berlastung und chronisch
rezidivierende Muskelreizerscheinungen, aber ohne eine nachweisbare knÃ¶cherne
oder diskoligamentÃ¤re Verletzung, erlitten. Neu aufgetretene neurologische
StÃ¶rungen hÃ¤tten nicht nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Eine MdE messbaren
Grades Ã¼ber die 26. Woche nach dem Unfall hinaus habe nicht bestanden. Dr.O.
hat ausgefÃ¼hrt, unfallabhÃ¤ngig bestÃ¼nde eine chronifizierte Schmerzkrankheit.
Die anhaltend deutlich eingeschrÃ¤nkten MÃ¶glichkeiten einer medikamentÃ¶sen
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Therapie der vorbestehenden und der neu eingetretenen Schmerzen nach dem
blutenden Magenulcus durch die Unfallheilbehandlung fÃ¼hre zu einer MdE von 10
v.H. Das SG hat mit Urteil vom 20.02.2004 die Klage abgewiesen und sich auf die
Beurteilungen des Dr.G. , des Prof.Dr.B. und des Dr.N. gestÃ¼tzt.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, er leide
unter urologischen StÃ¶rungen, die sich durch den Unfall verstÃ¤rkt hÃ¤tten. Die
DarmfunktionsstÃ¶rungen seien erst nach dem Unfall aufgetreten. Die von Dr.M. in
seinem Bericht vom 18.06.2002 angefÃ¼hrte C8-WurzellÃ¤sion sei durch den Unfall
verursacht worden. Weiter nimmt der KlÃ¤ger Bezug auf einen CT-Befund von Dr.B.
vom 17.05.2001 sowie ein internistisches Gutachten von W.M. vom 17.12.2001, das
im Rahmen des Rechtsstreits L 15 SB 143/97 erstellt wurde.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 20.02.2004 und unter AbÃ¤nderung der Bescheide vom 16.03.2001
und 10.04.2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 16.07.2002 zu
verurteilen, ihm Verletztenrente nach einer MdE von mindestens 10 v.H. zu
gewÃ¤hren, hilfsweise ein weiteres Gutachten von Amts wegen auf
gastroenterologischem Fachgebiet einzuholen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialge-
richts MÃ¼nchen vom 20.02.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestands wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten, der Gartenbau-Berufsgenossenschaft zum Unfall vom 25.06.1991 und
des Sozialgerichts MÃ¼nchen, der Akten des Bayer. Landessozialgerichts L 3 B
621/04 U, L 15 SB 143/97, L 15 SB 153/97 und auf den Inhalt der vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 20.02.2004 ist nicht zu beanstanden. Der KlÃ¤ger hat gegen die Beklagte
aufgrund des Arbeitsunfalls vom 31.03.2000 keinen Anspruch auf Zahlung von
Verletztenrente. Nach Ablauf der von der Beklagten anerkannten unfallbedingten
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 04.07.2000 sind keine Unfallfolgen festzustellen, die eine
messbare MdE begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Der Senat folgt diesbezÃ¼glich in vollem
Umfang den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils und sieht insoweit gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs.2 SGG von einer Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren, dass die Bewertung der MdE aufgrund eines
Arbeitsunfalls stets mit besonderen Schwierigkeiten behaftet ist, wenn Verletzungen
von Funktionsbereichen betroffen sind, die bereits vor dem Unfall hochgradig
eingeschrÃ¤nkt waren und wie hier mit einer MdE von 80 v.H. bewertet sind. In
solchen Fallkonstellationen kommt den medizinischen SachverstÃ¤ndigen eine
besondere Verantwortung zu, weil hier die auftretenden Abgrenzungsfragen ein
hohes MaÃ� an Sorgfalt und Erfahrung voraussetzen. Nach Auffassung des Senats
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genÃ¼gen die im Feststellungsverfahren von der Beklagten in Auftrag gegebenen
Gutachten des Dr.N. , des Prof.Dr.B. und des Dr.E. sowie das vom Sozialgericht
eingeholte Gutachten des Dr.G. diesen Anforderungen und stellen Ã¼berzeugende
Beurteilungsgrundlagen dar. Die im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten
werden nicht dadurch, weil sie von der Beklagten eingeholt worden sind, zu
Parteigutachten. Solche Gutachten kÃ¶nnen im Wege des Urkundenbeweises
verwertet werden und Grundlage der gerichtlichen Entscheidung sein (BSG SozR Â§
118 SGG Nr.3; Â§ 128 SGG Nr.66). Dagegen war den Bewertungen des Dr.O. nicht
zu folgen. Zwar hat auch Dr.O. wie die Vorgutachter keine auf den Arbeitsunfall
zurÃ¼ckzufÃ¼hrenden GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Gebiet
beschrieben. Soweit der SachverstÃ¤ndige aber eine unfallabhÃ¤ngige
chronifizierte Schmerzkrankheit mit Beschwerdeangabe im Sinne eines
zervikozephalen Syndroms und verminderter MedikamentenvertrÃ¤glichkeit
anfÃ¼hrte und wegen einer EinschrÃ¤nkung der medikamentÃ¶sen
TherapiemÃ¶glichkeiten nach dem blutenden Magenulcus durch die
Unfallheilbehandlung eine MdE von 10 v.H. ansetzte, war seiner Beurteilung nicht zu
folgen.

Der KlÃ¤ger erlitt bei dem Arbeitsunfall vom 31.03.2000 eine Zerrung bzw.
Verstauchung der HalswirbelsÃ¤ule, die folgenlos ausgeheilt ist. Eine weitere auf
diesen Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hrende, insbesondere eine knÃ¶cherne oder
diskoligamentÃ¤re Verletzung der HalswirbelsÃ¤ule oder weitere neurologische
StÃ¶rungen konnten nicht nachgewiesen werden. Im Vordergrund der zeitnah zum
Unfall erhobenen Befunde standen die GesundheitsstÃ¶rungen, die sich der KlÃ¤ger
bereits bei dem Arbeitsunfall vom 25.06.1991 zugezogen hatte. Zerrungen der
Halsweichteile sowie die muskulÃ¤re Ã�berlastung mit chronisch rezidivierenden
Muskelreizerscheinungen, wie sie Dr. G. beschrieben hat, heilen innerhalb von drei
bis vier Monaten aus. Ein Hinweis auf eine rÃ¼cklÃ¤ufige Symptomatik ergibt sich
dementsprechend aus dem Befundbericht des Krankenhauses M. vom 20.04.2000,
in dem eine Besserung der Schmerzsymptomatik beschrieben wurde. Aufgrund des
deutlichen Vorschadens im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule ist es ohne
nachgewiesener neuer, durch den Unfall vom 31.03.2000 hervorgerufener
Strukturverletzungen nicht zu begrÃ¼nden, auch nur einen Teil der bestehenden
FunktionseinschrÃ¤nkung ursÃ¤chlich auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
Entgegen den AusfÃ¼hrungen des Dr.O. kann deshalb auch eine von ihm
festgestellte chronifizierte Schmerzkrankheit nicht auf den Arbeitsunfall vom
31.03.2000 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Seine EinschÃ¤tzung der MdE mit 10 v.H. ist
nicht nachvollziehbar, weil er offenbar nicht die von ihm als unfallabhÃ¤ngig
chronifizierte Schmerzkrankheit, sondern eine eingeschrÃ¤nkte MÃ¶glichkeit
medikamentÃ¶ser Therapie von vorbestehenden und neu eingetretenen Schmerzen
bewertet. Er vermengt also zum einen die von ihm festgestellten Folgen beider
UnfÃ¤lle, zum anderen verlÃ¤sst er mit dieser internistischen EinschÃ¤tzung sein
Fachgebiet.

Dem neurologische Befundbericht des Dr.M. vom 18.06.2002 ist eine weitere Folge
des Arbeitsunfalls vom 31.03.2000 nicht zu entnehmen. Dr.M. fÃ¼hrte in der
Diagnose eine chronische C8-Wurzelaffektion ausdrÃ¼cklich nicht auf den
Arbeitsunfall vom 31.03.2000, sondern auf den vom 25.06.1991 zurÃ¼ck. Auch das
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Ã¤rztliche Attest der Dr.M. vom 26.07.2001 fÃ¼hrt zu keiner abweichenden
Bewertung, denn ihren AusfÃ¼hrungen kann nicht entnommen werden, dass
gerade der Unfall vom 31.03.2000 fÃ¼r das diagnostizierte Schmerzsyndrom
wesentlich ursÃ¤chlich sein soll. Dr.M. spricht lediglich von der MÃ¶glichkeit eines
Zusammenhangs des Unfalls mit den vom KlÃ¤ger vorgetragenen
Oberbauchbeschwerden, wenn sie ausfÃ¼hrt, diese kÃ¶nnten als Folge der spinalen
Kontusion mit einer SchÃ¤digung von Anteilen des Nervus vagus zu sehen sein oder
es kÃ¶nnten diese im Rahmen einer reaktiven depressiven Entwicklung als
Ausdruck einer SchmerzstÃ¶rung verstÃ¤rkt werden. Allein die MÃ¶glichkeit
genÃ¼gt fÃ¼r die Annahme eines kausalrechtlichen Zusammenhangs nicht.

Der Senat sah sich wegen der vom KlÃ¤ger vorgetragenen Beschwerden auf
internistischem Gebiet nicht veranlasst, weitere Ermittlungen durchzufÃ¼hren und
ein Gutachten auf gastroenterologischem Gebiet einzuholen. Die vorliegenden
Befundberichte und das internistische Gutachten des Dr.E. bieten eine ausreichende
Beurteilungsgrundlage zur Frage eines Zusammenhangs zwischen dem
Arbeitsunfall und den vom KlÃ¤ger geÃ¤uÃ�erten Beschwerden. Danach sind die
funktionellen Oberbauchbeschwerden nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
auf den Arbeitsunfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Allein eine MÃ¶glichkeit, dass der Unfall
eine psychische Situation hervorgerufen hat, die sich ungÃ¼nstig ausgewirkt hat,
reicht auch hier nicht aus, um den im Unfallversicherungsrecht erforderlichen
Kausalzusammenhang zwischen dem Erstschaden und den genannten Beschwerden
herzustellen. Ein solcher Zusammenhang besteht zwar fÃ¼r die Ulcusblutung unter
NSAR, weil therapeutische MaÃ�nahmen im Zuge der unfallbedingten Behandlung
zu dieser Blutung fÃ¼hrten. Allerdings heilen MagenschleimhautschÃ¤digungen
ohne Narbenbildung regelmÃ¤Ã�ig spÃ¤testens nach zwei Wochen unter
entsprechender Therapie ohne funktionelle StÃ¶rungen ab. Eine solche Abheilung
wurde auch bei dem KlÃ¤ger durch die Gastroskopie im Zuge des stationÃ¤ren
Aufenthalts vom 07.12.2000 bis 19.12.2000 bestÃ¤tigt. Bei dieser Untersuchung
wurde ein Ulcusrezidiv ausgeschlossen. AuÃ�erdem stellte sich der obere
Gastrointestinaltrakt unauffÃ¤llig dar. Die CT-Aufnahme des Abdomens vom
17.05.2001 ergab keinen pathologischen Befund, sondern nur einen mÃ¶glichen
Hinweis auf eine verzÃ¶gerte Passage. Ein weiteres Gutachten auf
gastroenterologischem Fachgebiet wÃ¼rde deshalb nach Auffassung des Senats zu
keinen neuen fÃ¼r die Entscheidung wesentlichen Erkenntnissen fÃ¼hren. Bei im
Wesentlichen unauffÃ¤lligem Untersuchungsbefund bezÃ¼glich der
Schleimhautulzerationen kÃ¶nnen auch spÃ¤ter eingetretene Beschwerden, wie sie
im Zuge der Begutachtung durch W.M. (Gutachten vom 17.12.2001) geÃ¤uÃ�ert
wurden, nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf den Unfall
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Dieses Gutachten, welches im Rahmen eines
Schwerbehindertenrechtsstreits erstattet wurde, enthÃ¤lt im Ã�brigen keine
kausalrechtlichen Antworten und ist deshalb im Unfallversicherungsrecht nicht
verwertbar. Dessen ungeachtet konnte W.M. nur eine geringfÃ¼gige VerÃ¤nderung
der Magenschleimhaut diagnostizieren, wobei er sich im Grunde auf die Angaben
des KlÃ¤gers stÃ¼tzte. Bei unauffÃ¤lliger klinischer Untersuchung und
unauffÃ¤lligen Laborwerten diagnostizierte er lediglich eine rezidivierende Gastritis
ohne grÃ¶Ã�ere AktivitÃ¤t. Auch die vom KlÃ¤ger angegebenen Beschwerden auf
urologischem Gebiet kÃ¶nnen nicht ursÃ¤chlich auf den Unfall vom 31.03.2000
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zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Es ergibt sich aus dem Gutachten von Prof.Dr.B. vom
05.08.2000, das im Zuge des oben genannten Schwerbehindertenrechtsstreits
eingeholt wurde, dass neurogene BlasenentleerungsstÃ¶rungen schon vor dem
zweiten Unfall festgestellt wurden. Die Versorgungsverwaltung bot bereits mit
Vergleichsangebot vom 01.12.1999 an, u.a. funktionelle StÃ¶rungen von sexuellen
Funktionen und der Blasenentleerung als Behinderung anzuerkennen.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
20.02.2004 war somit zurÃ¼ckzuweisen. Dem Antrag des KlÃ¤gers auf Einholung
eines weiteren Gutachtens auf gastroenterologischem Gebiet war nicht zu
entsprechen, weil nach Auffassung des Senats der Sachverhalt aufgeklÃ¤rt ist,
weitere entscheidungserhebliche Erkenntnisse also nicht zu erwarten sind.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 27.03.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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